Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VS/2099 


Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 13. April 1971 

beim Bundesminister des Auswärtigen 

LI -86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Erziehungsministerkonferenz 1971 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Kahn- Ackermann, 
Kern, Dr. Schulz (Berlin), Borm, Grüner und der Fraktio- 
nen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/2041 - 


Welche Haltung beabsichtigt die Delegation der Bundesregierung 
. hinsichtlich der Errichtung von Gemeinschaftlichen Einrichtungen 
im europäischen Erziehungswesen auf der kommenden europäi- 
schen Erziehungsministerkonferenz einzunehmen? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang zu der Empfehlung 567 der Beratenden Versammlung des 
Europarates ein, und hält sie die Antwort des Ministerrats auf die 
eben erwähnte Empfehlung für ausreichend, soweit dies die an- 
stehenden Beratungen der Erziehungsministerkonferenz betrifft? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu der in dieser 
Resolution zum Ausdruck gebrachten Aufforderung ein, gemein- 
schaftliche erziehungspolitische Einrichtungen in Europa nach Mög- 
lichkeit in einem über den Gemeinsamen Markt hinausgehenden 
und allen Europaratsmitgliedstaaten offenstehenden Rahmen zu 
schaffen? 

Ist die Bundesregierung bereit, der auf die Anfrage des Minister- 
rats von der italienischen Reigerung gemachten Anregung zu 
folgen, zu diesem Zweck den Rat für kulturelle Zusammenarbeit in 
Straßburg (CCC) zu stärken und möglicherweise seinen Aufgaben- 
bereich zu erweitern? 

Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wie folgt: 

Wie von der Bundesregierung schon früher ausgeführt wurde, 
ist sie der Ansicht, daß die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Erziehungswesens durch die bestehenden Einrichtungen des 
Europarats bereits gewährleistet ist. Die Institutionalisierung 
der Konferenz der Europäischen Erziehungsminister und die 
damit verknüpfte Errichtung eines Europäischen Erziehungs- 
büros werden von der Bundesregierung nicht befürwortet, da 
dies zu einer unerwünschten Aufspaltung der Zuständigkeiten 
des bisher allein entscheidenden Ministerkomitees des Europa- 
rats führen würde. Auch muß berücksichtigt werden, daß da- 
durch möglicherweise der Bestand des Rats für kulturelle Zu- 
sammenarbeit des Europarats (CCC) in Frage gestellt wäre, 
wenn er eines wesentlichen Teils seiner Aufgabengebiete be- 
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raubt würde. Um die Kontinuität der Konferenz sicherzustellen 
und ihren Ergebnissen größeren Nachdruck zu verleihen, hält 
es die Bundesregierung demgegenüber für notwendig und den 
Erfordernissen angemessen, daß die Konferenz der Europäischen 
Erziehungsminister in eine Ständige Konferenz umgewandelt 
wird, die künftig in regelmäßigen Zeitabständen unabhängig 
von einer vorliegenden Einladung durch einen Teilnehmerstaat 
tagen soll. Ferner sollte das Sekretariat des Europarats ver- 
stärkt eingeschaltet werden, damit in Zukunft die Entschließun- 
gen der Erziehungsministerkonferenzen im Programm des CCC 
noch wirksamer berücksichtigt werden können. Die Bundes- 
regierung hat diese Auffassung bereits bei der Erörterung der 
Empfehlung 567 der Beratenden Versammlung im Minister- 
komitee des Europarats im Mai 1970 und erneut bei der Be- 
handlung dieser Empfehlung auf der 19. CCC-Tagung vom 
26. Februar bis 4. März 1971 in Straßburg vertreten. Die Mehr- 
heit der CCC-Mitglieder hat auf der genannten Tagung die 
gleiche Ansicht geäußert. Die Bundesregierung glaubt, daß die 
Erörterungen der Empfehlung 567 in den zuständigen Gremien 
des Europarats, insbesondere die auf Veranlassung des Mini- 
sterkomitees erfolgte Debatte während der 19. CCC-Tagung, 
eine ausreichende Grundlage für die Beratungen auf der 7. Kon- 
ferenz der Europäischen Erziehungsminister bilden. Die Kon- 
ferenz der Europäischen Erziehungsminister und der CCC 
stehen im übrigen nicht nur allen Europaratsmitgliedern offen, 
sondern auch den Staaten, die nicht Mitglieder des Europarats 
sind, jedoch der Europäischen Kulturkonvention beigetreten 
sind. Der Rahmen für die bestehenden Einrichtungen ist dem- 
nach bereits jetzt weit genug, um eine umfassende europäische 
Zusammenarbeit zu gewährleisten. Dem würde nicht entgegen- 
stehen, wenn die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften sich dazu entschließen sollten, die bildungspolitischen 
Einrichtungen zu schaffen, die im Hinblick auf die besonderen 
fachlichen Bedürfnisse und politischen Ziele dieser Gemein- 
schaften notwendig sind. 

Zu der Frage, ob die Bundesregierung bereit ist, der Anregung 
der italienischen Regierung hinsichtlich einer Stärkung und 
möglicherweise Erweiterung des Aufgabenbereichs des CCC zu 
folgen, wäre zu sagen, daß die italienische Regierung in ihrer 
Stellungnahme vom 6. März 1970 (Europaratsdokument CM 
[70] 32), die hier gemeint sein dürfte, zu dem Schluß gelangt ist, 
daß zu überlegen sei, womöglich an Stelle der Errichtung neuer 
Organe einer Anpassung der bestehenden Gremien des CCC 
an die von der Beratenden Versammlung aufgezählten Erfor- 
dernisse den Vorzug zu geben. Diese Anregung entspricht, wie 
bereits ausgeführt, weitgehend den Vorstellungen der Bundes- 
regierung, wobei noch darauf hinzuweisen wäre, daß das in- 
zwischen für 1972 aufgestellte Programm des CCC bereits in 
diese Richtung weist. 

Moerseh 
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